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Gastbeitrag: Worum es bei den neuen Verträgen mit der EU geht, Teil 7

EU-Abkommen: Braucht es ein Ständemehr?
Matthias Oesch

Die neuenVerträge und die
Umsetzungsgesetzgebung
befinden sich zurzeit in der
Vernehmlassung. Der Bundes-
rat und die Europäische Kom-
mission beabsichtigen, die
neuenVerträge imFrühjahr
2026 zu unterzeichnen. Da-
nach folgt die Ratifizierung in
der EUund der Schweiz.

In derEUmüssenderRat und
dasEuropäischeParlament
demAbschluss zustimmen.
SpezielleAufmerksamkeit
verdient das Freizügigkeitsab-
kommen.DiesesAbkommen ist
ein gemischtesAbkommen:
Vertragsparteien sindnicht nur
dieEUunddie Schweiz, son-
dern auch alleMitgliedstaaten.
Es ist offen, obdie geplanten
Neuerungennunauch von allen
Mitgliedstaaten ratifiziert
werdenmüssen.

In der Schweizmuss die Bun-
desversammlung die Verträge
genehmigen unddieUmset-
zungsgesetzgebung verabschie-
den.Der Bundesrat schlägt vor,
das Vertragspaket zu diesem
Zweck aufzuteilen:DieÄnde-
rungen der bestehendenAb-
kommen, dieKohäsionszah-
lungen unddasAbkommen zu

denProgrammbeteiligungen
der Schweiz etwa bei der
Forschung gehören zusammen
(Stabilisierung). Die neuen
Abkommen zumStrom, zur
Gesundheit und zur Lebens-
mittelsicherheit werden sepa-
rat behandelt (Weiterentwick-
lung). Klar ist, dass die neuen
Abkommennur inKraft treten
können,wennder Stabilisie-
rungsteil akzeptiert wird.

Die Bundesversammlung
entscheidet, ob die Verträge
dem fakultativen Referendum
unterstellt werden, womit das
Volksmehr genügenwürde.
Oder ob für den Stabilisie-
rungsteil das obligatorische
Referendum zumZug kommt,
womit auch dieMehrheit der
Kantone zustimmenmüssten.
Die Bundesverfassung sieht
nur bei einemEU- oderNato-

Beitritt ausdrücklich ein obli-
gatorisches Referendumvor.
Es ist umstritten, ob die Bun-
desversammlung darüber
hinaus auch ein obligatorisches
Referendumanordnen kann,
wenn ein völkerrechtlicher
Vertrag die verfassungsmässi-
geOrdnung tangiert oder eine
grundlegendeNeuorientierung
der Aussenpolitik bewirkt.
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Der Bundesrat bejaht dies. Er
kommt aber zumSchluss, dass
die neuenVerträge die verfas-
sungsmässigeOrdnung nicht
tangieren und auch keine
grundlegendeNeuorientierung
der Aussenpolitik bewirken.
Folgerichtig schlägt er vor, die
Verträge dem fakultativen
Referendum zu unterstellen.
GuteGründe sprechen für
dieses Vorgehen. Ein ausseror-

dentliches Referendum sollte
nur in einem eindeutigen Fall
angeordnet werden. Ein sol-
cher liegt hier kaumvor.

Sofern sich die Bundesver-
sammlung für ein obligatori-
sches Referendumentschei-
det,mag das erforderliche
Ständemehr durchaus das
Zünglein an derWaage spielen.
Bei den Schengen/Dublin-Ab-
kommen über die Zusammen-
arbeit imPolizei- undAsylbe-
reichwar die Bundesversamm-
lung der Ansicht, dass kein
Anwendungsfall für ein ausser-
ordentliches Referendum
vorlag. In der Folge stimmte
2005 eineMehrheit des Volkes
für die beidenAbkommen
(54,6 Prozent), während eine
Mehrheit der Kantone dagegen
war (10Kantone und 4Halb-
kantone). Beide Abkommen
wären somit am Ständemehr
gescheitert. Das Volksmehr
genügte für das Inkrafttreten.

Die Bundesversammlung kann
die Zustimmung zu denVerträ-
gen von der Annahme einer
neuenVerfassungsbestim-
mung abhängigmachen. Eine
solche Bestimmung könnte die
Ziele der Schweizer Europa-
politik umreissen und den
Bundesrat ermächtigen, die

Verträge zu ratifizieren. Damit
käme das ordentliche Verfah-
ren zur Änderung der Bundes-
verfassung zumZug, womit ein
doppeltesMehr vonVolk und
Ständen erforderlichwäre.

DieserWegwurde beimBeitritt
der Schweiz zurUNO2002
gewählt. Die damaligeVerfas-
sungsänderungwurde aller-
dings durch eineVolksinitiative
initiiert und ging nicht von der
Bundesversammlung aus.

MehrereVolksinitiativen,
welche sich imSammelstadium
befinden oder bereits zustande
gekommen sind, thematisieren
dasVerhältnis der Schweiz zur
EU.Dazu gehört auch die
Volksinitiative «Für eine direkt-
demokratische undwettbe-
werbsfähige Schweiz – keine
EU-Passivmitgliedschaft (Kom-
pass-Initiative)».

Diese Initiative fordert für den
Abschluss von völkerrechtli-
chen Verträgen, die eineÜber-
nahmewichtiger rechtsetzen-
der Bestimmungen vorsehen,
die Zustimmung vonVolk und
Ständen. Sie ist zwar allgemein
formuliert, zielt aber offenkun-
dig gegen denAbschluss der
neuenVerträgemit der EU.
Unter Umständenmüsste die

Abstimmung über die neuen
Verträge gar nochmals wieder-
holt werden.

Dies verlangt eine rechtsstaat-
lich problematische Rückwir-
kungsklausel der Initiative,
wenn die neuenVerträge vor
der Annahme der Initiative im
Rahmen eines fakultativen
Referendums nur vomVolk
angenommenwürden. Gleich-
wohl wäre es nicht sachge-
recht, die neuenVerträge nur
aus diesemGrund vonAnfang
anVolk und Ständen zu unter-
breiten.

Die Schweiz steht vor einem
wegweisenden Entscheid. Ist
sie bereit, das bilaterale Ver-
tragswerk auf eine neue insti-
tutionelle Grundlage zu stellen
und auszubauen?Oder ist der
damit einhergehende Integra-
tionsschritt ein zu grosser, und
es folgt eine Phase der Ent-
fremdung von der EUund eine
Ära der Unsicherheit –mit
ungewissemAusgang?
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«Vulkane retten das Geschäft nicht»
Eine Initiative gegen Feuerwerk hat in der Schweiz gute Chancen vor demVolk – und entfaltet schon lange vor der AbstimmungWirkung.

Michael Graber

Es sei gerade«Saison», sagtDa-
nielBussmann.Erbsen,Gurken,
Bohnen,Tomaten,Zucchiniund
Mais sind gerade in der Ernte-
zeit. AberBussmannhat keinen
Bauernhof. Er ist Inhaber und
Geschäftsführer von Bugano,
dem grössten Feuerwerksher-
steller in der Schweiz. Bald ist
der 1. August. Gefeiert wird der
Nationalfeiertag gerne mit Ra-
keten, Vulkanen und anderem
Feuerwerk.

Anall diesenSachenentzün-
det sich seit einigen Jahren eine
hitzige Diskussion. Zu laut, zu
umweltschädlich, zu unzeitge-
mäss seien die Knallereien. Es
wurde gar gesammelt für ein
Verbot. Die Feuerwerksinitiati-
ve ist derzeit in der parlamenta-
rischen Beratung. Die national-
rätliche Kommission arbeitet
einenGegenvorschlag aus.Die-
ser soll den Fokus auf «pyro-
technischeGegenständezuVer-
gnügungszwecken, die über-
mässigen Lärm erzeugen»
legen.Unddasvor allemfürden
Privatgebrauch.

Das auch ausAngst vor dem
weitergehendenVerbot.Mehre-
re Umfragen attestierten den
Gegnern von Feuerwerk einen
grossen Vorsprung. Viele bür-
gerliche Politiker sind gegen
eine grundsätzliche Einschrän-
kung und wollen mit dem
GegenvorschlageinenKompro-
miss zimmern.

Doch bereits jetzt liegt die
Feuerwerksinitiativehartnäckig

auf dem Geschäft von Bugano.
Zwar schlage es sich noch nicht
gross auf den Umsatz durch,
doch zumindest die Verkaufs-
stellenwerdenweniger,wieDa-
niel Bussmann sagt. Mehrere
Gemeinden haben bereits vor-
gegriffenundeigeneVerboteer-
lassen.

ZugrosserAufwand
nur fürVulkane
Bussmann sagt, dass einewort-
getreueUmsetzungder Initiati-
ve zwangsläufig das Aus für sei-
neFirmabedeutenwürde.Zwar
würden etwa Vulkane erlaubt
bleiben, «aber es ist eine Illu-

sion, dass allein mit Vulkanen,
Zuckerstöcken und bengali-
schen Zündhölzern das Ge-
schäft gerettet werden kann».
WederderProduktionsaufwand
noch die Verkaufsstände könn-
ten sich so rechtfertigen, sagt
Bussmann. «Für jeden Stand,
derFeuerwerkverkauft, braucht
eseineBewilligung,dieoftmeh-
rerehundertFrankenkostet.Zu-
sätzlich müssen Container für
die Lagerung gestellt werden.»

Er betont auch, dass bereits
heute viele Regeln für Feuer-
werk gelten würden. So seien
etwa Boden-Böller, also pyro-
technische Effekte, die am Bo-

denexplodieren, inder Schweiz
verboten.«Diekönnenwirklich
gefährlich sein», sagt Buss-
mann. Er fürchtet, dass bei
einem Verbot der Verkäufe in
der Schweiz Käufer ins Ausland
ausweichen würden und dann
auch Feuerwerk kaufen, das
hierzulande verboten ist. «Mit
erheblichenRisiken»,wieBuss-
mann sagt.

Er wehrt sich nicht grund-
sätzlich gegen gewisse Ein-
schränkungen und Verbote für
Feuerwerk. «Heute hat jeder
KantonundjedeGemeindeeige-
neRegeln,dashilft sichernicht»,
sagt Bussmann. Dabei geht es

ihm etwa um die Anzahl Feuer-
werke, die abseits von 1. August
undSilvesterabgefeuertwerden
dürfen. Während gewisse Ge-
meinden bei jedem Hochzeits-
feuerwerkeineBewilligungver-
langen, kann andernorts ohne
Auflage gezündetwerden.

JährlichesKontingent
anFeuerwerk
Bussmannschwebtetwaein jähr-
liches Kontingent an Feuerwerk
vor, das pro Gemeinde bewilligt
werdensoll.AlsBeispielnennter
dieGemeindeEichinLuzern,die
maximal zehn pro Jahr toleriert.
Undsonstplädierter für«Augen-

mass und gesunden Menschen-
verstand». Ihn ärgerndieFeuer-
werk-Freaks,diebereitsmehrere
Tage vor dem Nationalfeiertag
ihre Raketen zünden – «Heim-
feuerwerke sollten auf den
31. Juli, den 1. August und den
31. Dezember beschränkt wer-
den», findetBussmann.

Es mache ihm etwas Bauch-
weh, wenn er sehe, wie die De-
batte laufe, sagtderFirmenchef.
Die Fronten sind weiterhin ver-
härtet.Bussmannunterstellt den
Feuerwerksgegnern auch, dass
sie nicht die ganzeWahrheit sa-
gen. «Faktisch würden fast alle
Feuerwerke – auch jene an
Grossanlässen wie Stadtfesten
und Sportanlässen – verboten
werden», sagt Bussmann. Zwar
lassedie Initiative einHintertür-
chen für Anlässemit überregio-
naler Bedeutung, aber das sei
«sehr schwammig» definiert.

Während Bussmann in der
Defensive ist, sind die Köpfe
hinter der Feuerwerksinitiative
pünktlich zumNationalfeiertag
in derOffensive.Mit einerWer-
bekampagne, bei der sich Tiere
dieOhren zuhalten.«Der 1.Au-
gust brauchtkeine lautenExplo-
sionen, um bedeutungsvoll ge-
feiert zuwerden», schreiben sie
in einerMitteilung.Darumsolle
privates Feuerwerk einge-
schränktwerden.Das vor allem
im Hinblick auf die Belastung
von Natur und Tier. Es brauche
nun«Rücksicht statt Raketen».

Egal, auf welcher Seite man
steht: Es ist gerade Feuerwerk-
saison.

Das will die
Feuerwerksinitiative

Die Initiative – lanciert von
verschiedenen Tierschutz-
organisationen – zielt darauf
ab, strengere Feuerwerks-
regelungen auf nationaler
Ebene zu etablieren, mit
dem erklärten Ziel, Mensch,
Tier und Umwelt besser zu
schützen. Jegliche Feuer-
werkskörper, die Lärmerzeu-
gen, sollen verboten werden
–mit Ausnahmen für ausge-
wählte öffentliche Anlässe
von überregionalem Interes-
se: So sollen grosse öffent-
liche Feuerwerke weiter er-
laubt bleiben. Der Bundesrat
hat sich gegen das Anliegen
gestellt. (mg)Vulkane reichen nicht: Würde die Initiative wortgetreu umgesetzt, wäre das

das Aus für sein Geschäft, sagt Daniel Bussmann. Bilder: Keystone, Patrick Lüthy


